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Bericht 
des 

Schweizerischen Bundesgerichts an die Bundesversammlung 
über seine Geschäftsführung im Jahre 1961 

(Vom 10. Februar 1962) 

Herr Präsident ! 
Hochgeehrte Herren ! 

Wir haben die Ehre, Ihnen gemäss Artikel 21 des Bundesgesetzes über die 
Organisation der Bundesrechtspflege über die Tätigkeit des Bundesgerichts im 
Jahre 1961 Bericht zu erstatten. 

A. Allgemeines 

1. Der im Dezember 1960 neu ins Bundesgericht gewählte Herr Dr. Kurt 
Schoch hat sein Amt am 15. März 1961 angetreten. 

Im Bestand der Ersatzmänner des Bundesgerichts sowie der eidgenös¬ 
sischen Untersuchungsrichter sind im Berichtsjahr keine Änderungen ein¬ 
getreten. 

2. Das Präsidium der eidgenössischen Schätzungskommission I.Kreis ist 
vom Bundesgericht auf 1. Januar 1962 wie folgt bestellt worden: Präsident 
Herr Dr. Francis Meyer, Kantonsgerichtspräsident in Freiburg; 1.Ersatzmann 
Herr Dr. Gustave Perregaux, Kantonsrichter in Neuenburg; 2.Ersatzmann 
Herr Dr. Oüvier Cornaz, Gerichtspräsident in Yverdon. 

8. Mit Beschluss vom 24. April 1961 hat das Bundesgericht gestützt auf 
Artikel 15 SchKG den Artikel 1 seiner Verordnung vom 13. Juli 1911 über die 
Geschäftsführung der Konkursämter (Konkursverordnung) im Sinne der Zu- 
lässigkeit der Buchhaltung in Kartenform und der Verwendung von Buch¬ 
haltungsmaschinen revidiert (AS 1961, S.385). 

Ebenfalls im Bereiche des Schuldbetreibungs- und Konkursrechts hat das 
Bundesgericht mit einem Kreisschreiben Nr. 35 (vom 16. Oktober 1961) die 
kantonalen Behörden auf neue Erlasse über Luftfahrzeuge als Gegenstand der 
Zwangsvollstreckung aufmerksam gemacht (BBl 1961, S. 966, BGE 87 III 41). 
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4. Nachdem die Vorschläge des Bundesgeriehts vom 21.November 1957 
auf Revision des Bundesstrafprozesses im Sinne der Einführung eines Mindest- 
bussenbetrages für die Nichtigkeitsbeschwerde an den Kassationshof (Geschäfts¬ 
bericht 1957, S. 2) bisher nicht hatten verwirkUcht werden können, legte das Ge¬ 
richt dem Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement im JuU des Berichts¬ 
jahres neue Anregungen mit dem Ziel einer Entlastung des Kassationshofes vor. 

5. Vernehmlassungen wurden erstattet: 
a. dem Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement: 

- zum Entwurf für die Revision des OG betreffend Verwaltungs- und 
DiszipUnarrechtspflege durch das Bundesgericht (Art.97 ff., 117 ff. OG); 

b. dem Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement : 
- zum Kartellgesetz ; 
- zum Entwurf eines Bundesgesetzes über Investirions- und Notstandshilfe 

in der Landwirtschaft; 
c. dem Eidgenössischen Departement des Innern: 

- zum Vorentwurf zum Filmgesetz. 
6. Im ordentlichen Geschäftsbereich des Bundesgerichts haben die Neu¬ 

eingänge gegenüber dem Vorjahr im ganzen um 105 Fälle abgenommen. Die 
Abnahme beträgt 
bei den Zivilsachen  — 82 
bei den Strafsachen  —83 
bei den Rekursen in Schuldbetreibungs- und Konkurssachen, 

Sanierungen  —23    •.„„ 

Demgegenüber haben zugenommen 
die staatsrechtüchen Streitigkeiten (inklusive Enteignungen) um 61 
die verwaltungsrechthehen Streitigkeiten um 22    .    „„ 

Abnahme —■ 105 

Zahl der Sitzungen im Jahre 1961 
Gesamtgericht  5 
Verwaltungskommission  9 
I. Zivilabteilung  26 
II. Zivilabteilung  40 
Staatsrechtliche Kammer  38 
Verwaltungsrechtliche Kammer  18 
Kassationshof  29 
Anklagekammer  1 
Bundesstrafgericht  — 
Schuldbetreibungs-und Konkurskammer  1 

Total     167 
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I. Zivilsachen: 

1. Direkte Prozesse   .  .  . 13 12 6 19 3 8 14 13 10 17 6 12 11 8 9 10 
2. Berufungen gegen Urteile 

kantonaler Gerichte   .   . 96 418 382 132 404 421 115 391 390 116 371 386 101 293 330 64 
3. Nichtigkeitsbeschwerden 2 13 10 5 3 7 1 7 8 — 10 10 —. 6 5 1 
4. Andere Zivilsachen(Revi- 

sions-, Erläuterungs- und 
Moderationsbegehren)   . 11 9 2 9 6 5 15 15 5 15 12 8 13 14 7 

II. Strafsachen  80 506 524 62 469 489 42 514 491 65 551 565 51 468 448 71 
III. Staatsrechtliche Streitig¬ 

keiten u. Enteignungen 159 692 647 204 641 687 158 620 623 155 607 595 167 668 628 207 
IV. Verwaltungsrechtliche 

Streitigkeiten  80 155 168 67 145 149 63 136 139 60 130 134 56 152 148 60 
V. a. Beschwerden betr. das 

Schuldbetreibungs¬ 
und Konkurswesen . 5 138 138 5 155 155 5 149 144 10 123 130 3 101 101 3 

b. Eisenbahn-,    Hotel-, 
Gemeinde- und Ban¬ 
ken-Sanierungen .   . 2 — 1 1 1 1 1 1 1 1 4 1 4 3 6 1 

VI. Freiwillige Gerichtsbar- 

Total 

2 1 1 2 3 4 1 3 3 1 1 1 1 1 2 — 
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Grösste Dauer Mittlere Dauer 

1. Zivilsachen: 

1. Direkte Prozesse    .   .   . 
2. Berufungen  
3. Nichtigkeitsbeschwerden 
4. Revisionsbegehren, Er¬ 

läuterungsbegehren   und 
Moderationsgesuche   .   . 

111. Staatsrechtliche Streitigkeiten 

IV. Verwaltungsrechtliche  Strei- 

V. Beschwerden betr. das Schuld¬ 
betreibungs-  und  Konkurs- 

9 
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Total 1683 669 576 321 93 19 5 



Bundesgerieht 388 

Spezieller Teil 

I. Zivilrechtspflege 

Eine Übersicht über die Zivilsachen, mit denen sich das Bundesgericht im 
Jahre 1961 zu befassen hatte, gibt folgende Tabelle: 
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1. Direkte Prozesse  ii 
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2. Berufungen  

3. Nifihtiofkeitshfisohwerrlen  

4. Revisions-,  Erläuterungs-  und 
rationsbegehren  

Mode- 

Total 120 320 440 358 82 

Von den Berufungen wurden erledigt durch: 

Nichteintreten  35 
Kückzug, Vergleich oder Gegenstandslosigkeit  60 
Gutheissung  37 
Abweisung  179 
Bückweisung an die Vorinstanz  19 

380 

Von den 64 auf 1962 übertragenen Berufungen stammen je eine aus den 
Jahren 1956 und 1959 sowie zwei aus dem Jahre 1960; die übrigen sind im Be¬ 
richtsjahre eingegangen (davon 42 in den Monaten November und Dezember). 
6 Berufungen konnten wegen gleichzeitiger Hängigkeit eines Eechtsmittels bei 
einer andern Behörde noch nicht erledigt werden. 
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II. Strafrechtspflege 

1. Die Anklagekammer hatte sich mit 26 Fällen (Vorjahr 30) zu befassen, 
und zwar: 

a. mit der Aufsicht über 2 Voruntersuchungen wegen politischen Nachrichten¬ 
dienstes und militärischen Nachrichtendienstes gegen fremde Staaten (Art. 
272 und 301 StGB). Ein Fall ist der Militärjustiz, der andere auf 1962 
übertragen worden; , 

b. mit 22 Gerichtsstandsstreitigkeiten, davon 12 unter Behörden zweier oder 
mehrerer Kantone (Art. 264 BStP) ; in 10 Fällen wurde der Gerichtsstand 
auf Begehren einer Partei bestimmt. Mit Ausnahme von drei Gesuchen sind 
alle Fälle erledigt worden; 

c. mit 2 Gesuchen um Bechtshilfe, die beide erledigt worden sind. 

2. Das Bundesstrafgericht hatte nicht in Funktion zu treten. 

3. Kassationshof. Die Zahl der anhängigen Geschäfte betrug 492 (Vor¬ 
jahr 586), davon 49 aus dem Vorjahr. Von den 1961 eingegangenen Geschäften 
waren 116 Strassenverkehrsfälle. 

Es wurden erledigt durch: 
Nichteintreten       112 
Bückzug oder Gegenstandslosigkeit        78 
Gutheissung        39 
Abweisung      196 

425 

Die 67 auf 1962 übertragenen Beschwerden sind alle im Berichtsjahr ein¬ 
gegangen, 49 davon in den Monaten November und Dezember. 

Von den insgesamt 425 erledigten Geschäften wurden 180 gemäss Art. 275bls 

BStP vom Dreierausschuss des Kassationshofes erledigt. 

4. Der ausserordentliche Kassationshof hatte sich mit einem Gesuch 
um Wiederaufnahme zu befassen, das im Berichtsjahr erledigt wurde. 
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III. Staatsrechtspîlege 

Die im Jahre 1961 beim Staatsgerichtshof anhängig gewesenen Streitig¬ 
keiten verteilen sich wie folgt: 

Natur der Streitsache 
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1. Streitigkeiten   zwischen   Kantonen 
(Art.83bOG)  

2. Streitigkeiten zwischen Vormund¬ 
schaftsbehörden verschiedener Kan¬ 
tone (Art. 83e OG)  

3. Beschwerden wegen Verletzung ver- 
fassungsmässiger Rechte der Bürger 
(Art.84aOG)  

4. Beschwerden wegen Verletzung von 
Konkordaten (Art. 846 OG) 

5. Beschwerden wegen Verletzung von 
Staats Verträgen mit dem Ausland 
(Art.84cOG)  

6. Beschwerden wegen Verletzung bundes¬ 
rechtlicher Vorschriften über die Zu¬ 
ständigkeit der Behörden (Art.84dOG) 

7. Beschwerden betreffend die politische 
Stimmberechtigung und betreffend kan¬ 
tonale Wahlen und Abstimmungen 
(Art.85aOG)  

8. Einsprachen gegen Auslieferungsbegeh- 
ren fremder Staaten  

9. Revisions-, Erläuterungs- und Modera¬ 
tionsbegehren (Art. 136 ff. OG) .   .   .   . 

10. Rekurse in Enteignungssachen .... 

Total 
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Es wurden erledigt durch : 

Nichteintreten  159 
Bückzug, Vergleich oder Gegenstandslosigkeit  120 
Gutheissung  78 
Abweisung  271 

628 

192 Fälle wurden durch den gemäss Artikel 92 O G eingesetzten Ausschuss 
von drei Mitgliedern erledigt, ferner 18 Fälle von der I. Zivilabteilung, 9 Fälle 
von der II. Zivilabteilung, 5 Fälle von der verwaltungsrechtlichen Kammer und 
27 Fälle vom Kassationshof. 

Bericht 1961   25 
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Von den 207 auf 1962 übertragenen Geschäften stammen je eines aus den 
Jahren 1934 und 1945, 5 aus dem Jahre 1956, 2 aus dem Jahre 1957, 4 aus dem 
Jahre 1958, 4 aus dem Jahre 1959 und 16 aus dem Jahre 1960; die übrigen sind 
im Berichtsjahre eingegangen (110 in den Monaten November und Dezember). 
36 Geschäfte konnten wegen gleichzeitiger Hängigkeit eines Eechtsmittels bei 
einer andern Behörde noch nicht behandelt werden. 

Es wurden 109 Begehren um Erlass provisorischer Verfügungen im Sinne 
von Artikel 94 O G erledigt. 

6 Fälle gaben Anlass zu einem Meinungsaustausch mit dem Bundesrat 
oder den Departementen über die Kompetenzfrage (Art.96 OG). 

IV. Verwaltungsrechtspflege 

Die im Jahre 1961 anhängig gewesenen verwaltungsrechtlichen Streitig 
keiten verteilen sich wie folgt: 

Natur der Streitsache 
o g *- ... 
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33 

I. Beschwerden   betreffend   bundesrecht¬ 
liche Abgaben (Art. 97 und 98 OG) .   . 

II. Beschwerden gemäss Art.99 OG: 
1. Registersachen  
2. Spielbanken und Lotterie . 
3. Privatversicherung .... 
4. Zollsachen  
5. Fabrik- und Gewerbesachen 
6. Sozialversicherung  .... 
7. Post, Telegraph und Telephon 
8. Weitere Fälle (Art. 100 OG) 
9. Schutz der Uhrenindustrie . 

III. VermögensrecMliche Ansprüche: 
a. des Bundes oder gegen den Bund 

(Art. 110 OG)  
b. aus dem Beamtenverhältnis (Art. 

110a OG)  
c. weitere Fälle (Art. 111 a und i)  .   . 

IV. Prorogation (Art. 112 OG)  

V. Disziplinarrechtspflege (Art. 117 ff. O G) 

Total 

26 47 
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Von den 208 anhängig gewes enen verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten sind 
erledigt worden durch : 

Nichteintreten         13 
Eückzug, Vergleich oder Gegenstandslosigkeit         41 
Gutheissung         29 
Abweisung         65 

148 

V. Schuldbetreibung und Konkurs 

Die Gesamtzahl der hängigen Beschwerden und Eekurse betrug 104 (101 
neu eingegangen, 22 weniger als im Vorjahr). Erledigt wurden 101, so dass 
3 Fälle auf das Jahr 1962 übertragen werden mussten. 

Die Erledigung erfolgte durch: 

Nichteintreten         19 
Gutheissung  9 
Abweisung         73 

101 

Die Berichterstattung der kantonalen Aufsichtsbehörden gab zu keinen 
besondern Bemerkungen Anlass. 

Von den Vernehmlassungen der Kammer seien erwähnt: 

- ein Bescheid betreffend die Liquidierung der Fremdkapitalien einer Bahn¬ 
unternehmung; 

- ein Bescheid betreffend die örtliche Zuständigkeit zur Eintragung von Eigen¬ 
tumsvorbehalten, wenn der Erwerber (Schuldner) unter Vormundschaft steht 
(BGE 87 III 29 ff.); 

- ein Bescheid über die Zulässigkeit polizeilicher Vorführung des beim Pfän¬ 
dungsvollzug unentschuldigt weggebliebenen Schuldners zur Auskunftertei¬ 
lung (dieser Bescheid wird veröffentlicht werden). 

Eine Modernisierung der Buchhaltung der Konkursämter ermöglicht die von 
der Kammer dem Gesamtgericht beantragte Änderung des Artikels 1 der Ver¬ 
ordnung über die Geschäftsführung der Konkursämter (AS 1961, S.385). 

Nach dem Genfer Abkommen vom 19. Juni 1948 über die internationale 
Anerkennung von Eechten an Luftfahrzeugen und dem Bundesgesetz vom 
7. Oktober 1959 über das Luftfahrzeugbuch, mit Vollziehungsverordnung vom 
2. September 1960, sind die Luftfahrzeuge bei der Zwangsvollstreckung beson¬ 
dern Eegeln unterstellt.  Um deren Auswirkung in den verschiedenen Voll- 
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streckungsverfahren und beim Nachlassvertrag mit Vermögensabtretung zu 
bestimmen, hat die Kammer dem Gesamtgericht den Erlass eines Kreis¬ 
schreibens beantragt (Kreisschreiben Nr. 35, BGE 87 III 41 ff.). 

Eisenbahnunternehmungen 

Gläubigergemeinschaftsverfahren : 4 beendigt (davon 2 durch Genehmigung 
der Gläubigerversammlungsbeschlüsse). 

Nachlaßstundung: 1 Verfahren beendigt, 1 hängig geworden. 
Zwangsliquidation: 1 Gesuch gegenstandslos geworden. 

VI. Eidgenössische Schätzungskommissionen 

Den Berichten der Präsidenten für das Geschäftsjahr 1961 entnehmen wir 
folgende Angaben: 

Kreis I: Von 25 Geschäften, von denen 9 vom Vorjahr übernommen wurden, 
betreffen: elektrische Leitungen 7, SBB 6, PTT 2, Flugplätze 1, 
Strassen 9; es wurden 11 Geschäfte erledigt und 14 auf das folgende 
Jahr übertragen. 

Kreis II: Von 20 Geschäften, von denen 7 vom Vorjahr übernommen wurden, 
betreffen: Kraftwerke 9, elektrische Leitungen 5, SBB 1, Privat¬ 
bahnen 1, EMD 4; es wurden 4 Geschäfte erledigt und 16 auf das 
folgende Jahr übertragen. 

Kreis III: Von 14 Geschäften, von denen 8 vom Vorjahr übernommen wurden, 
betreffen: Kraftwerke 2, elektrische Leitungen 2, SBB 5, Privat¬ 
bahnen 3, PTT 1, Schiessplätze 1; es wurden 3 Geschäfte erledigt 
und 11 auf das folgende Jahr übertragen. 

Kreis IV: Von 21 Geschäften, von denen 17 vom Vorjahr übernommen 
wurden, betreffen: Kraftwerke 1, elektrische Leitungen 8, SBB 6, 
Privatbahnen 3, Strassen 3; es wurden 9 Geschäfte erledigt und 12 
auf das folgende Jahr übertragen. 

Kreis V: Von 26 Geschäften, von denen 3 vom Vorjahr übernommen wurden, 
betreffen: Kraftwerke 2, elektrische Leitungen 2, PTT 1, Flug¬ 
plätze 1, Strassen 20; es wurden 23 Geschäfte erledigt und 3 auf das 
folgende Jahr übertragen. 

Kreis VI: Von 16 Geschäften, von denen 11 vom Vorjahr übernommen wur¬ 
den, betreffen: Kraftwerke 1, elektrische Leitungen 5, SBB 1,PTT 
2, Schiessplätze 1, Strassen 2, EMD 4; es wurden 5 Geschäfte er¬ 
ledigt und 11 auf das folgende Janr übertragen. 
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Kreis VII: Von 46 Geschäften, von denen 26 vom Vorjahr übernommen wur¬ 
den, betreffen: Kraftwerke 20, elektrische Leitungen 13, SBB 3, 
PTT 1, Schiessplätze 2, Flugplätze 1, Strassen 3, EMD 2, Zoll 1; 
es wurden 19 Geschäfte erledigt und 27 auf das folgende Jahr über¬ 
tragen. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, hochgeehrte Herren, die Versicherung 
unserer vorzüglichen Hochachtung. 

Lausanne, den 10.Februar 1962. 

Im Namen des Schweizerischen Bundesgerichts, 

Der Präsident: 

Schönenberger 

Der Gerichtsschreiber: 

Heiz 


